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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Mit der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse (GMO-Verordnung) 
wurde die Kommission ermächtigt, delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

Mit dem vorliegenden Rechtsakt sollen Verfahrensvorschriften für das neue 
Genehmigungssystem für Rebpflanzungen festgelegt werden, damit das System, wie in der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehen, ab 
1. Januar 2016 in Kraft treten kann. 

Diese delegierte Verordnung ergänzt die vorgenannte Verordnung um Verfahrensvorschriften 
für Ausnahmen vom Genehmigungssystem und für die Anwendung von Kriterien für die 
Erteilung von Genehmigungen für Neuanpflanzungen, einschließlich der Aufnahme 
zusätzlicher Kriterien. Ferner werden die Modalitäten der Erteilung von Genehmigungen für 
vorgezogene Wiederbepflanzungen sowie die Fälle festgelegt, in denen die Mitgliedstaaten 
entscheiden können, Wiederbepflanzungen in ein und demselben Betrieb zu beschränken. Der 
delegierte Rechtsakt regelt außerdem die Anwendung von Sanktionen in Fällen nicht 
genehmigter Anpflanzungen.  

Die Annahme dieses delegierten Rechtsakts hat keine finanziellen Auswirkungen. 

2. KONSULTATIONEN VOR ANNAHME DES RECHTSAKTS 

Sachverständige aus allen 28 Mitgliedstaaten wurden im Rahmen der Sachverständigengruppe 
Wein konsultiert. Die Debatte wurde auf der ersten Sitzung des Ausschusses am 14. Oktober 
2013 eröffnet. Auf dieser Sitzung wurden die Vorschläge der Kommission zum 
Anwendungsbereich dieses Rechtsakts erstmals präsentiert und es fand ein erster 
Meinungsaustausch statt. Eine zweite Sitzung der Sachverständigengruppe fand am 27. Januar 
2014 statt. Auf dieser Sitzung wurde der erste Textentwurf vorgelegt. Der Ansatz der 
Kommission wurde präzisiert und Sachverständige wurden konsultiert. Der Entwurf wurde 
anschließend unter Berücksichtigung der Bemerkungen und Kommentare, die auf der Sitzung 
mündlich vorgetragen und/oder der Kommission nach der Sitzung schriftlich zugesendet 
wurden, weiter ausgefeilt. Eine dritte Sitzung der Gruppe fand am 17. Februar 2014 statt, eine 
vierte am 10. März 2014, eine fünfte am 18. Juni 2014, eine sechste am 15. Juli 2014 sowie 
die letzte Sitzung am 8. September 2014. Die jeweils aktuellen Versionen des Textentwurfs 
wurden zum Zeitpunkt der Einberufung der Sachverständigensitzungen stets auch an das 
Europäische Parlament und den Rat weitergeleitet. 

3. RECHTLICHE ELEMENTE DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Die delegierte Verordnung enthält Vorschriften, die bestimmte Teile der GMO-Verordnung 
und der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 ergänzen und die notwendig sind, um eine 
ordnungsgemäße Anwendung des neuen Systems zu gewährleisten. 

In Artikel 1 sind zunächst die Bedingungen festgelegt, unter denen eine Rebfläche bepflanzt 
werden kann, ohne dass eine Genehmigung beantragt werden muss. Solche Ausnahmen 
betreffen Rebflächen, die zu Versuchszwecken oder zur Anlegung eines Bestands für die 
Erzeugung von Edelreisern bestimmt sind, für Flächen, deren Erzeugnisse zum Verbrauch im 
Haushalt des Weinerzeugers bestimmt sind, und für Flächen, die aufgrund einer Enteignung 
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im öffentlichen Interesse nach Maßgabe des geltenden nationalen Rechts neu bepflanzt 
werden. 

Artikel 2 sowie die Anhänge I und II enthalten die Regeln und Auflagen für ein Kriterium für 
die Genehmigungsfähigkeit und für die acht Prioritätskriterien gemäß der GMO-Verordnung 
sowie für ein zusätzliches Kriterium für die Genehmigungsfähigkeit und für zwei zusätzliche 
Prioritätskriterien, die mit diesem Rechtsakt eingeführt werden. Artikel 2 regelt auch, unter 
welchen Bedingungen Prioritätskriterien von den Mitgliedstaaten in Kriterien für die 
Genehmigungsfähigkeit umgewandelt werden und auf welcher geografischen Ebene beide 
Arten von Kriterien angewendet werden können. Und schließlich enthält der Artikel eine 
Nichtumgehungsklausel, die es den Mitgliedstaaten gestattet, zusätzliche Bedingungen für die 
Anwendung von Kriterien für die Genehmigungsfähigkeit oder Prioritätskriterien 
einzuführen, die über die Bedingungen, die für einige dieser Kriterien bereits in den 
Anhängen I und II festgelegt sind, hinausgehen, wenn dies zur Vermeidung einer Umgehung 
des Systems erforderlich ist. 

Die Artikel 3 und 4 enthalten bestimmte Anforderungen, die die Mitgliedstaaten und Erzeuger 
im Zusammenhang mit der Erteilung von Genehmigungen für Wiederbepflanzungen erfüllen 
müssen. Sie betreffen insbesondere die Situation, in denen eine Genehmigung erteilt wird, 
bevor eine vorhandene Rebfläche gerodet ist, sowie bestimmte Beschränkungen, die die 
Mitgliedstaaten für Wiederbepflanzungen in ein und demselben Betrieb beschließen können. 

Artikel 5 schließlich regelt die Anwendung von Sanktionen im Falle von Rebflächen, die 
ohne Genehmigung bepflanzt wurden und denen keine Ausnahme gewährt wurde. Diese 
Grundregeln beinhalten insbesondere Mindestgeldstrafen und die Fälle, in denen höhere 
Geldstrafen gerechtfertigt sind. 
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. .../.. DER KOMMISSION 

vom 15.12.2014 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems für Rebpflanzungen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION - 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/20071, insbesondere auf Artikel 69, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 
165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 
des Rates2, insbesondere auf Artikel 64 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Teil II Titel I Kapitel III der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 enthält Vorschriften für 
ein Genehmigungssystem für Rebpflanzungen, mit denen die vorübergehende 
Pflanzungsrechtregelung gemäß Teil II Titel I Kapitel III Abschnitt IVa 
Unterabschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates mit Wirkung vom 
1. Januar 2016 aufgehoben und ersetzt wird. Dieses Kapitel regelt Geltungsdauer, 
Verwaltung und Kontrolle des Genehmigungssystems für Rebpflanzungen und 
ermächtigt die Kommission, zur Verwaltung des Systems delegierte Rechtsakte zu 
erlassen. Die vorübergehende Pflanzungsrechtregelung gemäß Teil II Titel I 
Kapitel III Abschnitt IVa Unterabschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 behält 
gemäß Artikel 230 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
bis 31. Dezember 2015 ihre Gültigkeit. 

(2) Gemäß Artikel 62 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind die Mitgliedstaaten 
grundsätzlich verpflichtet, eine Genehmigung für Rebpflanzungen zu erteilen, 
nachdem die Erzeuger einen Antrag auf Anpflanzung oder Wiederpflanzung von 
Reben gestellt haben. In Absatz 4 desselben Artikels ist jedoch vorgesehen, dass 
bestimmte Flächen von dem Genehmigungssystem für Rebpflanzungen und folglich 
von dieser grundsätzlichen Verpflichtung ausgenommen sind. Es sollten Vorschriften 
in Bezug auf die Voraussetzungen für die Anwendung dieser Ausnahmeregelung 
festgelegt werden. Flächen, die zu Versuchszwecken oder zur Anlegung eines 

1 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
2 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 547. 
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Bestands für die Erzeugung von Edelreisern bestimmt sind, sollten nur für die 
vorgegebenen Zwecke genutzt werden, um eine Umgehung des neuen Systems zu 
vermeiden, und Weinbauerzeugnisse von derartigen Rebflächen sollten nur vermarktet 
werden, wenn nach Auffassung der Mitgliedstaaten keine Marktstörungsrisiken 
bestehen. Vorhandene Versuchs- und Edelreiserflächen sollten vorbehaltlich der 
Einhaltung der existierenden Vorschriften fortbestehen dürfen, um einen 
reibungslosen Übergang von der Pflanzungsrechtregelung zu dem neuen 
Genehmigungssystem für Rebpflanzungen zu gewährleisten. Für Flächen, deren 
Weine oder Weinbauerzeugnisse ausschließlich zum Verbrauch im Haushalt des 
Weinerzeugers bestimmt sind, sollten ebenfalls Ausnahmen gewährt werden, da sie 
unter bestimmten Bedingungen keine Marktstörungen verursachen. Aus demselben 
Grunde sollten auch nicht kommerzielle Organisationen, die dieselben Bedingungen 
erfüllen, für diese Ausnahme in Frage kommen. Dasselbe gilt für Flächen eines 
Erzeugers, der aufgrund einer Enteignung im öffentlichen Interesse nach Maßgabe des 
geltenden nationalen Rechts eine bestimmte Rebfläche verloren hat, denn der Verlust 
der Rebfläche liegt in diesem Fall außerhalb der Kontrolle des Erzeugers. Als 
Bedingung sollte jedoch die höchstzulässige neue Fläche festgelegt werden, um zu 
vermeiden, dass die allgemeinen Ziele des Genehmigungssystems für Rebpflanzungen 
untergraben werden. 

(3) In Artikel 64 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind Vorschriften 
für die Erteilung von Genehmigungen für Neuanpflanzungen sowie Kriterien für die 
Genehmigungfähigkeit und Prioritätskriterien festgelegt, die die Mitgliedstaaten 
anwenden können. Für einige dieser Kriterien sollten Sonderbedingungen festgelegt 
werden, um ihre Anwendung auf eine einheitliche Grundlage zu stellen und zu 
vermeiden, dass das Genehmigungssystem von Erzeugern, denen Genehmigungen 
gewährt werden, umgangen wird. Außerdem sollten drei neue Kriterien hinzugefügt 
werden - ein neues Kriterium für die Genehmigungfähigkeit bezüglich des 
Missbrauchs des Ansehens geschützter geografischer Angaben, ein neues 
Prioritätskriterium zugunsten jener Erzeuger, die die Regeln des Systems befolgen und 
in ihrem Betrieb nicht über aufgegebene Rebflächen verfügen, sowie ein neues 
Prioritätskriterium für gemeinnützige Organisationen mit sozialer Ausrichtung, die 
infolge von terroristischen und anderen kriminellen Tätigkeiten beschlagnahmte 
Flächen erhalten haben. Mit dem neuen Kriterium für die Genehmigungfähigkeit wird 
der Notwendigkeit nachgekommen, das Ansehen bestimmter geografischer Angaben 
in gleicher Weise zu schützen wie das Ansehen bestimmter Ursprungsbezeichnungen, 
denn es gewährleistet, dass erstere durch Neuanpflanzungen nicht beeinträchtigt 
werden. Das erste der neuen Prioritätskriterien begünstigt bestimmte Antragsteller 
aufgrund ihres bisherigen Verhaltens, das zeigt, dass sie die Regeln des 
Genehmigungssystems einhalten und dass sie keine Genehmigungen für 
Neuanpflanzungen beantragen, wenngleich in ihrem Betrieb Rebflächen brachliegen, 
die Genehmigungen für Wiederbepflanzungen generieren könnten. Das zweite der 
neuen Prioritätskriterien soll gemeinnützige Organisationen mit sozialer Ausrichtung 
favorisieren, die infolge von terroristischen oder anderen Arten von kriminellen 
Handlungen beschlagnahmte Flächen erhalten haben, um die gemeinnützige Nutzung 
von Flächen, die ansonsten brach liegen könnte, zu fördern.  

(4) Unter Berücksichtigung von Artikel 118 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und um 
natürlichen und sozioökonomischen Differenzen sowie unterschiedlichen 
Wachstumsstrategien der Wirtschaftsakteure in den verschiedenen Gebieten eines 
bestimmten Hoheitsgebiets Rechnung zu tragen, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet 
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werden, die Kriterien für die Genehmigungfähigkeit und die Prioritätskriterien gemäß 
Artikel 64 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie die neuen 
Kriterien für die Genehmigungfähigkeit und die neuen Prioritätskriterien, die mit der 
vorliegenden Verordnung hinzugefügt werden sollen, für die Regionen sowie für 
bestimmte Gebiete, die für eine geschützte Ursprungsbezeichnung oder für eine 
geschützte geografische Angabe in Betracht kommen, oder für Gebiete ohne 
geografische Angabe auf unterschiedliche Weise anzuwenden. Diese unterschiedliche 
Anwendung der Kriterien in den verschiedenen Gebieten eines bestimmten 
Hoheitsgebiets sollte stets auf den Unterschieden zwischen diesen Gebieten beruhen. 

(5) Um in nicht in diesem Rechtsakt vorgesehenen Fällen der Systemumgehung reagieren 
zu können, sollten die Mitgliedstaaten Maßnahmen erlassen, um die Umgehung der 
Kriterien für die Genehmigungfähigkeit oder der Prioritätskriterien durch Antragsteller 
zu vermeiden, soweit deren Handlungen nicht bereits unter die in der vorliegenden 
Verordnung vorgesehenen Vorschriften zur Vermeidung der Umgehung der 
spezifischen Kriterien für die Genehmigungfähigkeit und Prioritätskriterien fallen. 

(6) Gemäß Artikel 66 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 können auf Flächen 
Reben, zu deren Rodung sich der Erzeuger verpflichtet hat, mit neu angepflanzten 
Reben koexistieren. Um Unregelmäßigkeiten zu vermeiden, sollten die 
Mitgliedstaaten mit geeigneten Mitteln sicherstellen können, dass der 
Rodungsverpflichtung nachgekommen wird, auch mit der Auflage, dass bei 
Genehmigung einer vorgezogenen Wiederbepflanzung eine Sicherheit zu stellen ist. 
Ferner muss präzisiert werden, dass für den Fall, dass die Rodung nicht innerhalb des 
in dieser Vorschrift vorgesehenen Vierjahreszeitraums durchgeführt wird, die auf der 
Verpflichtungsfläche angepflanzten Reben als nicht genehmigt angesehen werden. 

(7) Gemäß Artikel 66 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 können die 
Mitgliedstaaten für Flächen, die für die Erzeugung von Wein mit einer geschützten 
Ursprungsbezeichnung oder mit einer geschützten geografischen Angabe in Betracht 
kommen, die Wiederbepflanzung auf der Grundlage einer Empfehlung einer 
anerkannten und repräsentativen berufsständischen Organisation beschränken. Es 
empfiehlt sich, die Gründe für derartige Beschränkungsentscheidungen festzulegen, 
um die Grenzen ihres Geltungsbereichs aufzuzeigen und gleichzeitig die Kohärenz des 
Systems zu gewährleisten und seine Umgehung zu verhindern. Insbesondere sollte 
sichergestellt werden, dass der Automatismus der Erteilung von 
Wiederbepflanzungsgenehmigungen gemäß Artikel 66 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 die Möglichkeit für die Mitgliedstaaten, die Erteilung von 
Genehmigungen für bestimmte Flächen gemäß Artikel 63 Absatz 2 Buchstabe b sowie 
Absatz 3 einzuschränken, nicht in Frage stellt. Es sollte jedoch präzisiert werden, dass 
bestimmte Fälle nicht als Systemumgehung angesehen werden dürfen. 

(8) Artikel 64 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sieht für Fälle des Verstoßes gegen 
Förderkriterien, Auflagen und andere Verpflichtungen, die sich aus der Anwendung 
der sektorbezogenen Agrarvorschriften ergeben, Verwaltungssanktionen vor. Um die 
abschreckende Wirkung zu gewährleisten, sollten die Mitgliedstaaten diese 
Sanktionen nach dem Handelswert der auf den betreffenden Rebflächen erzeugten 
Weine staffeln können. Gemäß Artikel 71 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 sollten für nicht genehmigte Anpflanzungen Sanktionen vorgesehen 
werden, um eine abschreckende Wirkung zu erzielen. Der Mindestwert dieser 
Sanktionen sollte dem durchschnittlichen Jahreseinkommen je Hektar Rebfläche in der 
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Union entsprechen, berechnet als Bruttogewinnspanne je Hektar Rebfläche. 
Ausgehend von diesem Mindestwert sollte abhängig vom Zeitpunkt des Verstoßes 
eine Staffelung der Sanktionen vorgesehen werden. Die Mitgliedstaaten sollten 
außerdem die Möglichkeit erhalten, gegen Erzeuger in einem bestimmten Gebiet 
höhere Mindestsanktionen zu verhängen, wenn der auf Unionsebene festgesetzte 
Mindestwert unter dem geschätzten durchschnittlichen Jahreseinkommen je Hektar der 
betreffenden Fläche liegt. Eine solche Anhebung des Mindestsanktionswertes sollte zu 
dem geschätzten durchschnittlichen Jahreseinkommen je Hektar des Gebiets, in dem 
die nicht genehmigte Rebfläche liegt, in einem angemessenen Verhältnis stehen -  

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 
Vom Genehmigungssystem für Rebpflanzen ausgenommene Flächen 

1. Das Genehmigungssystem für Rebpflanzungen gemäß Teil II Titel I Kapitel III der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gilt nicht für die Anpflanzung oder 
Wiederbepflanzung von Flächen gemäß Artikel 62 Absatz 4 der genannten 
Verordnung, die die einschlägigen Bedingungen gemäß den Absätzen 2, 3 und 4 des 
vorliegenden Artikels erfüllen. 

2. Die Anpflanzung oder Wiederbepflanzung von Flächen, die zu Versuchszwecken 
oder zur Anlegung eines Bestands für die Erzeugung von Edelreisern bestimmt sind, 
ist den zuständigen Behörden vorab mitzuteilen. Die Mitteilung enthält alle 
relevanten Informationen über diese Flächen und den Zeitraum, in dem der Versuch 
bzw. die Edelreisererzeugung stattfindet. Verlängerungen dieser Zeiträume sind den 
zuständigen Behörden ebenfalls mitzuteilen.  

Wird davon ausgegangen, dass kein Marktstörungsrisiko besteht, können die 
Mitgliedstaaten beschließen, dass die während der Zeiträume gemäß Unterabsatz 1 
auf diesen Flächen erzeugten Trauben und die aus ihnen gewonnenen 
Weinbauerzeugnisse vermarktet werden können. Nach Ablauf dieser Zeiträume  

(a) wird dem Erzeuger für die betreffende Fläche eine Genehmigung gemäß 
Artikel 64 oder 68 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 erteilt, damit die auf 
dieser Fläche erzeugten Trauben und die aus ihnen gewonnenen 
Weinbauerzeugnisse vermarktet werden können, oder 

(b) rodet der Erzeuger diese Fläche auf eigene Kosten gemäß Artikel 71 Absatz 1 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013. 

Zu Versuchszwecken oder zur Anlegung eines Bestands für die Erzeugung von 
Edelreisern bestimmte Flächen, die im Anschluss an die Gewährung neuer 
Pflanzungsrechte vor dem 1. Januar 2016 bepflanzt werden, müssen auch nach 
diesem Datum alle Bedingungen für die Nutzung derartiger Rechte, d. h. bis zum 
Ablauf des Zeitraums für den Versuch oder für die Edelreisererzeugung, für den 
bzw. die sie gewährt wurden, weiterhin erfüllen. Nach Ablauf dieser Zeiträume 
geltend die Vorschriften der Unterabsätze 1 und 2. 

DE 7   DE 
www.parlament.gv.at

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=51241&code1=VER&code2=&gruppen=Link:%201308/2013;Nr:1308;Year:2013&comp=
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=51241&code1=VER&code2=&gruppen=Link:%201308/2013;Nr:1308;Year:2013&comp=
http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&ityp=EU&inr=51241&code1=VER&code2=&gruppen=Link:%201308/2013;Nr:1308;Year:2013&comp=


 

3. Die Anpflanzung oder Wiederbepflanzung von Flächen, deren Weine oder 
Weinbauerzeugnisse ausschließlich zum Verbrauch im Haushalt des Weinerzeugers 
bestimmt sind, ist an folgende Bedingungen gebunden: 

(a) Die Fläche darf 0,1 ha nicht überschreiten; 

(b) der betreffende Weinerzeuger erzeugt weder Wein noch andere 
Weinbauerzeugnisse zu gewerblichen Zwecken. 

Zum Zwecke dieses Absatzes können die Mitgliedstaaten bestimmte nicht 
gewerbliche gemeinnützige Organisationen als dem Haushalt des Weinerzeugers 
gleichwertig ansehen. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass die Pflanzungen gemäß Unterabsatz 1 
mitgeteilt werden müssen. 

4. Erzeuger, die aufgrund einer Enteignung im öffentlichen Interesse nach Maßgabe des 
geltenden nationalen Rechts eine bestimmte Rebfläche verloren haben, haben 
Anspruch auf die Bepflanzung einer neuen Fläche, sofern diese neu bepflanzte 
Fläche 105 % der verloren gegangenen reinen Rebfläche nicht überschreitet. Die neu 
bepflanzte Fläche wird im Weinbauregister eingetragen. 

5. Die Rodung von Flächen, für die die Ausnahme gemäß den Absätzen 2 und 3 
gewährt wurde, berechtigt nicht zu einer Wiederbepflanzungsgenehmigung im Sinne 
von Artikel 66 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013. Eine solche Genehmigung wird 
jedoch erteilt bei Rodung von Flächen, die im Rahmen der Ausnahme gemäß 
Absatz 4 neu bepflanzt wurden. 

Artikel 2 
Kriterien für die Erteilung von Genehmigungen 

1. Soweit die Mitgliedstaaten das Kriterium für die Genehmigungsfähigkeit gemäß 
Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 anwenden, 
gelten die Vorschriften gemäß Anhang I Teil A der vorliegenden Verordnung. 

Die Mitgliedstaaten können auch das zusätzliche objektive und 
nichtdiskriminierende Kriterium anwenden, dass der Antrag kein wesentliches Risiko 
des Missbrauchs des Ansehens bestimmter geschützter geografischer Angaben 
bergen darf, wovon ausgegangen wird, es sei denn, die Behörden weisen das 
Vorliegen eines solchen Risikos nach. Die Vorschriften für die Anwendung dieses 
zusätzlichen Kriteriums sind in Anhang I Teil B festgelegt. 

2. Soweit die Mitgliedstaaten beschließen, auf die Erteilung von Genehmigungen für 
Neuanpflanzungen eines oder mehrere der Kriterien für die Genehmigungsfähigkeit 
gemäß Artikel 64 Absatz 1 Buchstaben a bis c der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
sowie das zusätzliche Kriterium gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
anzuwenden, können diese Kriterien auf nationaler Ebene oder auf einer niedrigeren 
Gebietsebene angewendet werden. 
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3. Soweit die Mitgliedstaaten eines oder mehrere der Prioritätskriterien gemäß 
Artikel 64 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 anwenden, gelten die 
Vorschriften gemäß Anhang II Teile A bis H der vorliegenden Verordnung. 

Die Mitgliedstaaten können auch das zusätzliche objektive und 
nichtdiskriminierende Kriterium des früheren Verhaltens des Erzeugers und der 
gemeinnützigen Organisationen mit sozialer Ausrichtung anwenden, die infolge von 
terroristischen und anderen kriminellen Tätigkeiten beschlagnahmte Flächen erhalten 
haben. Die Vorschriften für die Anwendung dieser zusätzlichen Kriterien sind in 
Anhang II Teil I festgelegt. 

4. Soweit die Mitgliedstaaten beschließen, auf die Erteilung von Genehmigungen für 
Neuanpflanzungen eines oder mehrere der Prioritätskriterien gemäß Artikel 64 
Absatz 2 Buchstaben a bis h der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie die 
zusätzlichen Kriterien gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels anzuwenden, 
können diese Kriterien auf nationaler Ebene einheitlich oder in unterschiedlichen 
Gebieten der Mitgliedstaaten nach Bedeutungsgrad angewendet werden. 

5. Die Anwendung eines oder mehrerer der Kriterien gemäß Artikel 64 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 als Kriterien für die Genehmigungsfähigkeit auf 
einer der geografischen Ebenen gemäß Artikel 63 Absatz 2 gilt als für die Zwecke 
von Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe d gerechtfertigt, wenn die Anwendung ein 
spezifisches Problem für den Weinbausektor auf der betreffenden geografischen 
Ebene betrifft, das nur durch eine derartige Beschränkung gelöst werden kann. 

6. Unbeschadet der Vorschriften gemäß den Anhängen I und II betreffend bestimmte 
Kriterien für die Genehmigungsfähigkeit und bestimmte Prioritätskriterien legen die 
Mitgliedstaaten zusätzliche Maßnahmen fest, wenn dies erforderlich ist, um zu 
vermeiden, dass die Genehmigungsantragsteller die Kriterien für die 
Genehmigungsfähigkeit und die Prioritätskriterien dieser Anhänge umgehen. 

Artikel 3 
Genehmigungen für vorgezogene Wiederbepflanzungen 

Die Mitgliedstaaten können die Erteilung einer Genehmigung an Erzeuger, die sich 
verpflichtet haben, eine Rebfläche gemäß Artikel 66 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 zu roden, von der Stellung einer Sicherheit abhängig machen.  

Wenn die Erzeuger bis zum Ende des vierten Jahres ab dem Datum, an dem die neuen Reben 
gepflanzt wurden, die Fläche nicht gerodet haben, so gilt Artikel 71 der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 für die nicht gerodete Verpflichtungsfläche. 

Artikel 4 
Beschränkungen der Wiederbepflanzung 

Die Mitgliedstaaten können die Wiederbepflanzungen auf der Grundlage von Artikel 66 
Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 beschränken, soweit die spezifische wieder zu 
bepflanzende Fläche in einem Gebiet liegt, für das die Erteilung von Genehmigungen für 
Neuanpflanzungen gemäß Artikel 63 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 
1308/2013 begrenzt ist, und sofern der Beschluss aufgrund der Notwendigkeit, eine 
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erwiesenermaßen drohende erhebliche Wertminderung einer bestimmten geschützten 
Ursprungsbezeichnung oder geschützten geografischen Angabe zu verhindern, gerechtfertigt 
ist. 

Ein Risiko einer erheblichen Wertminderung im Sinne von Absatz 1 existiert nicht, wenn 

(a) die spezifische wieder zu bepflanzende Fläche im selben Gebiet der geschützten 
Ursprungsbezeichnung oder geschützten geografischen Angabe liegt wie die 
gerodete Fläche und wenn die Wiederbepflanzung mit Rebstöcken derselben 
Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung oder geschützten 
geografischen Angabe entspricht wie die gerodete Fläche; 

(b) die Wiederbepflanzung auf die Erzeugung von Weinen ohne geografische Angabe 
abzielt, vorausgesetzt, der Antragsteller geht dieselben Verpflichtungen ein wie die, 
die in Anhang I Teil A Nummer 2 und Anhang I Teil B Nummer 2 der vorliegenden 
Verordnung für Neuanpflanzungen festgelegt sind. 

Artikel 5 
Sanktionen und Wiedereinziehung von Kosten 

Die Mitgliedstaaten belegen Erzeuger, die die Verpflichtung gemäß Artikel 71 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 nicht erfüllen, mit Geldstrafen. 

Der Mindestbetrag der Geldstrafe beträgt 

(a) 6 000 EUR je Hektar, wenn der Erzeuger die Gesamtheit der nicht genehmigten 
Anpflanzungen gemäß Artikel 71 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
innerhalb von vier Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Unregelmäßigkeit 
mitgeteilt wurde, rodet; 

(b) 12 000 EUR je Hektar, wenn der Erzeuger die Gesamtheit der nicht genehmigten 
Anpflanzungen im ersten Jahr nach Ablauf der Viermonatsfrist rodet; 

(c) 20 000 EUR je Hektar, wenn der Erzeuger die Gesamtheit der nicht genehmigten 
Anpflanzungen nach dem ersten Jahr nach Ablauf der Viermonatsfrist rodet. 

Wird das Jahreseinkommen in dem Gebiet, in dem die betreffenden Rebflächen liegen, auf 
über 6 000 EUR je Hektar geschätzt, so können die Mitgliedstaaten die in Unterabsatz 2 
vorgesehenen Mindestbeträge proportional zu dem für diese Fläche geschätzten 
durchschnittlichen Jahreseinkommen je Hektar anheben. 

Sorgt der Mitgliedstaat auf eigene Kosten dafür, dass die nicht genehmigten Anpflanzungen 
gerodet werden, so werden die anfallenden Kosten zulasten des Erzeugers gemäß Artikel 71 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 unter Berücksichtigung der Kosten für Arbeit, 
Maschineneinsatz und Transport und anderer anfallender Kosten objektiv berechnet. 
Derartige Kosten werden zu der angewandten Geldstrafe hinzugerechnet. 
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Artikel 6 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 15.12.2014 

 Für die Kommission 
 Der Präsident 
 Jean-Claude JUNCKER 
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